
Aus ınserer Arbeit

Der 1mM Rundbriel für Adlese Sparte vorgesehene Kaum coll den, daß endlich die jahrelang immer wieder Enttäuschten
diesmal 1U einiıge Bemerkungen ZUI rage der Auswan- sıch NnıCH UT erneut wechselnden Formalıtaten unfier-

ziehen mussen, sondern uch wirklıch doch naoch ihr Zielderung enthalten 1E heziehen sıich auf die Sonderbestim-
IHUNY, qdMıe nach dem Fünimächteabkommen V  > 1946 füur erreichen. Die 1n rage kommenden Ireıen Wohlfahrts-
dıe ehemals VO Nationalsozlalismus Verfolgten deut- organısationen sind bemuüht, 17} Zusammenarbeit mi1t der
Scher un ÖOsterreichischer Staatsangehörigkeit besteht:;: IRÖ die Auswanderung fur diese Betreffenden VOCI-

wirklichen.ber I1UT ın wenigen Fäailen t+atsachlich bisher verwirklıcht
wurde.
Zustandlg ıst für Alese Tr den Reparationsfonds Zugelas- Herr Professor er bittet u15 mitzutelien, Aal} UTC|

sStarke anderweltige Inanspruchnahm verhın-(Dpersons Oun!| „eligible”) die IR  ®
Die IRÖ 1ın enf ist der Ansicht, daß nunmehr endlich dıe dert WalT und uch verhindert 1st, au{ IThiemes

Briefe Yom un es das antworten, WasAuswanderung denen, die S1E wuünschen und Aıe für den
ihm azuı gesagt werden mussen che1nt. Er verweiıstReparationsfonds „elıgıible  Da sind, chnell wıe möglich Her auf Se1N demnächst erscheinendes Buch „Zwelgelingen sollte Es ist 1so erneuft en, daß die e1N-

zelnen RO-Missionen Im ande, dıe seit Julı für Pest- Glaubensweisen“‘, WOr1in der dıesen Fragen interes-
sierte Leser SeiNe Stellungnahme dazu inden wiırd. z  1r

stellung der sogenannien „eligıbilıty” die u1as-
werden u115 bemühen, dieselbe den Rundbrieflesern au{fSUuNg verantwortlich Sind, Cdiese Arbeiıt eısten un die
TUN! des Buches, sobald 1111! vorliegt, ekanntzu-Auswanderung bald gelıngen möge. machen.

- 3Eine wesentliche Lucke zeigt sich be1 der Einwanderungs-
gesetzgebung des diesbezügl. -(iesetzes VO  — 1948 für

Die Druckerlauhnis für den obenstehenden kommentar
die Vereinigten Staaten ESs ist namlıch 1n den Bestim-

zu Mittelstuck des Römerbrielis erteire das Erzbischot-
MUNGEN L11UT die Einwanderung vorgesehen ur die dusSs liche Ordinariat TeIDurg BrT. 11 1949
sogenannien „Tassischen”” (Girunden Verifolgten, Iso für

- Adıie Gilaubens-Juden und für d1e rıisten dus Israel SsOwl1e
für alle anderen, die als „Tassisch” Verfolgte gelten. Da- Wir freuen uUNS, mitzuteilen, daß Herr Dr. Karlheinz

i1st uıunterlassen worden, auch für die aQus polit1- Schmi  ueS, re1iburg Br., uUuNSEeTICH) Herausgeberkreis
schen un! relıg1ösen Giründen Verfolgten qdıe Durchfüh- beigetreten ist.
un Z klären Es Sind Bemühungen ım ande, die Lücke

schließen Jedoch SINnd uch die politisch un relig1ös
Verliolgten für den Revnvarationsfonds „eligible” Zzuge- Wır bıtten 1L1SCTE Leser entschuldigen, daß Rundbrief

Nr 5/6 rTst 1m Dezember Sia WIie vorgesehen, 1m Ok-
lassen) er erscheint, Wds VOT em aut die ungemeiln schwl1ie-
Nach S1iud-Amerika ist dlie Aus- un Einwanderung grund- rıge Fiınanzlierung zuruck zuführen ist Es ermöglıch uns
satzlıcı! Iur alle, gleich AdUSs weilchen CGirüuünden Verfolgten 1es allerdinas wel nachtradlıche Hıiınwelse:
mödgi1ıch un! ‚WaT ben mi ıt des Reparationsabkom- „Judaica”, eit o enthälilt auf 31 1——
MeNs 320 ıne höchst bemerkenswerte Diskussion zwischen dem
Da dıe IRO d1ie Eligibility einer Familie nach dem Haus- Staatsbeauftragten fur Ale Wiedergutmachung 1n Wurt-
haltungsvorstand, dem Mann entscheıidet, wurden temberg/Baden, Rechtsanwalt o Küster, Stuttgart, un

abgelehnt, 1ın denen Aje Frau „TraSslSC verfolg Oberregierungsrat Dr adlauer, Berlin, Uber das Ihema
WAaflT, der Mann ber n1C| selbst 1n rallen, ın denen der der Wiedergutmachung un des angeblıich den Nutz-
(von der IR  ® sogenannte „deutsche”) Fhemann JN der niıeBern der nationalsozialistischen Judenverfolgung
Herkunft se1ıner Frau ın Zwangsarbeitslagern der Kon- urci die Wiedergutmachungsgesetzgebung geschehenden
zentrationslagern Wa  = Wenn dıe FPFrau verwitwet der „NECUuUEIN Nnrechts  u“
geschieden ist, kann S61 „el1gıble” sSeın un! auswandern.
Es iınd infolgedessen Vorgekommen, In denen die „Der bayerische römisch-katholische eologe un ell-

qgıonslehrer gebrauchte 1t r  ürnberger Nach-
IRO den Frauen geraten hat, ich scheiden Iassen. DIies richten ” VO Jul11 1949 über dıe en ım Reil1gi10nsS-
HS eIiIn eispie afuür, WIE weılt die Termıinologle des rit- ıunterricht abfäallige Außerungen, die ortie „VOC£'
len Reiches weiller WIT. wWorlen un veruec| Theoiodleprofessor aßNach Verhandlungen mı1t der IRO hat dıese anerkannt, behauptete 1U  - als Sachverständiger vVOorT dem erlicht,
daß unbillidg un ungere sel, diesen Verlfolgten nAıje Alese Oorie aduSs der christlichen Helisliehre (!) stammiten
nerkennung nıcht geben un:! ist deshalb bereit, 17 un keıin Werturteil über das jüdische Volk arstel!l-
Fällen, 1n denen die Frau als eligıble qg1lt, die eligıbiılıty ten (!!) DIie Bamberger TO tratkammer sprach den
au{f dıe Famıiılie auszudehnen. Angeklagten N Rassenwahn un V ölkerhaß frel
Wenn 19808 gelungen 1st, arundsätzliche Klarheit (Aus „Jüdisches Gemeindeblatt”, Düsseldorf, V
schaffen, ist wohl uch berechtiagte Hoffnung vorhan-

Aus dem vorausfichtlichen Inhalt Von Nr
Kardinal raf Preysings Hirtenwort Rassenhaß un für Wiedergutmachung.
Unsere jüdischen Mitbürger und Nächsten (Das Problem der in Deutschland verbleibenden Juden)
Diplomatische Beziehungen zwischen israel undg der DNeutschen Bundesrepublik?
‚Wenn ich dein7Jerusalem (Die neu«tc Papft-Botschaft und der ortgang des Gesprächs
über die internationale Kontroile des freien Zugangs al den heiligen en
„Evangelische Ir und Judentum  » Die Kasseler Tagung Anfang März
Das Mysterium sraels (Fortsetzung und Schluß des Kommentars vr Römer 9—11)
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12. Aus unserer Arbeit 

Der im Rundbrief für diese Sparte vorgesehene Raum soll 
diesmal nur einige Bemerkungen zur Frage der Auswan-
derung enthalten. Sie beziehen sich auf die Sonderbestim-
mung, die nach dem Fünfmächteabkommen von 1946 für 
die ehemals vom Nationalsozialismus Verfolgten deut-
scher und österreichischer Staatsangehörigkeit besteht; 
aber nur in wenigen Fällen tatsächlich bisher verwirklicht 
wurde. 
Zuständig ist für diese für den Reparationsfonds Zugelas-
senen (persons found „eligible") die IRO. 
Die IRO in Genf ist der Ansicht, daß nunmehr endlich die 
Auswanderung denen, die sie wünschen und die für den 
Reparationsfonds „eligible" sind, so schnell wie möglich 
gelingen sollte. Es ist also erneut zu hoffen, daß die ein-
zelnen IRO-Missionen im Lande, die seit Juli für Fest-
stellung der sogenannten „eligibility" (d. h. die Zulas-
sung) verantwortlich sind, diese Arbeit leisten und die 
Auswanderung bald gelingen möge. 
Eine wesentliche Lücke zeigt sich bei der Einwanderungs-
gesetzgebung des diesbezügl. DP.-Gesetzes von 1948 für 
die Vereinigten Staaten. Es ist nämlich in den Bestim-
mungen nur die Einwanderung vorgesehen für die aus 
sogenannten „rassischen" Gründen Verfolgten, also für 
die Glaubens-Juden und für die Christen aus Israel sowie 
für alle anderen, die als „rassisch" Verfolgte gelten. Da-
gegen ist es unterlassen worden, auch für die aus politi-
schen und religiösen Gründen Verfolgten die Durchfüh-
rung zu klären. Es sind Bemühungen im Gange, die LüCke 
zu schließen. Jedoch sind auch die politisch und religiös 
Verfolgten für den Reparationsfonds „eligible" (zuge-
lassen). 
Nach Süd-Amerika ist die Aus- und Einwanderung grund-
sätzlich für alle, gleich aus welchen Gründen Verfolgten 
möglich und zwar eben mit Hilfe des Reparationsabkom-
mens. 
Da die IRO die Eligibility einer Familie nach dem Haus-
haltungsvorstand, d. h. dem Mann entscheidet, wurden 
Fälle abgelehnt, in denen die Frau „rassisch" verfolgt 
war, der Mann aber nicht; selbst in Fällen, in denen der 
(von der IRO sogenannte „deutsche") Ehemann wegen der 
Herkunft seiner Frau in Zwangsarbeitslagern oder Kon-
zentrationslagern war. Wenn die Frau verwitwet oder 
geschieden ist, kann sie „eligible" sein und auswandern. 
Es sind infolgedessen Fälle vorgekommen, in denen die 
IRO den Frauen geraten hat, sich scheiden zu lassen. Dies 
ist ein Beispiel dafür, wie weit die Terminologie des Drit-
ten Reiches weiter wirkt. 
Nach Verhandlungen mit der IRO hat diese anerkannt, 
daß es unbillig und ungerecht sei, diesen Verfolgten die 
Anerkennung nicht zu geben und ist deshalb bereit, in 
Fällen, in denen die Frau als eligible gilt, die eligibility 
auf die Familie auszudehnen. 
Wenn es nun gelungen ist, grundsätzliche Klarheit zu 
schaffen, so ist wohl auch berechtigte Hoffnung vorhan- 

den, daß endlich die jahrelang immer wieder Enttäuschten 
sich nicht nur erneut wechselnden Formalitäten unter-
ziehen müssen, sondern auch wirklich doch noch ihr Ziel 
erreichen. Die in Frage kommenden freien Wohlfahrts-
organisationen sind bemüht, in Zusammenarbeit mit der 
IRO die Auswanderung für diese Betreffenden zu ver-
wirklichen. 

Herr Professor Buber bittet uns mitzuteilen, daß er durch 
starke anderweitige Inanspruchnahme am 10. 10. verhin-
dert war und auch z. Z. verhindert ist, auf K. Thiemes 
Briefe vom 20. 9. und 15. 10. alles das zu antworten, was 
ihm dazu gesagt werden zu müssen scheint. Er verweist 
aber auf sein demnächst erscheinendes neues Buch „Zwei 
Glaubensweisen", worin der an diesen Fragen interes-
sierte Leser seine Stellungnahme dazu finden wird. — Wir 
werden uns bemühen, dieselbe den Rundbrieflesern auf 
Grund des Buches, sobald es uns vorliegt, bekanntzu-
machen. 

Die Druckerlaubnis für den obenstehenden Kommentar 
zum Mittelstück des Römerbriefs erteilte das Erzbischöf-
liche Ordinariat Freiburg i. Br. am 30. 11. 1949. 

Wir freuen uns, mitzuteilen, daß Herr Dr. Karlheinz 
Schmidthues, Freiburg i. Br., unserem Herausgeberkreis 
beigetreten ist. 

Wir bitten unsere Leser zu entschuldigen, daß Rundbrief 
Nr. 5/6 erst im Dezember statt, wie vorgesehen, im Ok-
tober erscheint, was vor allem auf die ungemein schwie-
rige Finanzierung zurückzuführen ist. Es ermöglicht uns 
dies allerdings zwei nachträgliche Hinweise: 
1. „Judaica", Heft 4 vom 1. 12. 49 enthält u. a. auf S. 311-
320 eine höchst bemerkenswerte Diskussion zwischen dem 
Staatsbeauftragten für die Wiedergutmachung in Würt-
temberg/Baden, Rechtsanwalt Otto Küster, Stuttgart, und 
Oberregierungsrat Dr. C. Radlauer, Berlin, über das Thema 
der Wiedergutmachung und des angeblich den Nutz-
nießern der nationalsozialistischen Judenverfolgung 
durch die Wiedergutmachungsgesetzgebung geschehenden 
„neuen Unrechts". 
2. „Der bayerische römisch-katholische Theologe und Reli-
gionslehrer N 	N ... gebrauchte lt. „Nürnberger Nach- 
richten" vom 25. Juli 1949 über die Juden im Religions-
unterricht abfällige Äußerungen, u. a. die Worte „ver-
worfen und verflucht". Theologieprofessor X ... X 
behauptete nun als Sachverständiger vor dem Gericht, daß 
diese Worte aus der christlichen Heilslehre (!) stammten 
und kein Werturteil über das jüdische Volk darstell-
ten (!!). Die Bamberger Große Strafkammer sprach den 
Angeklagten wegen Rassenwahn und Völkerhaß frei ..." 
(Aus „Jüdisches Gemeindeblatt", Düsseldorf, vom 28. 10. 
1949.) 

Aus dem vorausfichtlichen Inhalt von Nr.7: 
Kardinal Graf Preysings Hirtenwort gegen Rassenhaß und für Wiedergutmachung. 

Unsere jüdischen Mitbürger und Nächsten (Das Problem der in Deutschland verbleibenden Juden) 

Diplomatische Beziehungen zwischen Israel und der Deutschen Bundesrepublik? 

„Wenn ich dein vergesse, Jerusalem ..." (Die neue Papft-Botschaft und der Fortgang des Gesprächs 
über die internationale Kontrolle des freien Zugangs zu den heiligen Stätten). 

„Evangelische Kirche und Judentum" (Die Kasseler Tagung Anfang März 1950). 

Das Mysterium Israels (Fortsetzung und Schluß des Kommentars zu Römer 9-11). 
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